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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Die Staatsschutzkrise, aber auch die Diskussionen um die Annäherung an die
Europäische Gemeinschaft verliehen dem Prozess der Totalrevision neuen Aufwind.
Zuerst reichten die grüne, darauf die sozialdemokratische Fraktion und zuletzt die
Freisinnige Nabholz (ZH) Motionen  bezüglich einer materiellen Totalrevision der
Bundesverfassung ein. Die Motionen der GP und der SP (90.440) verlangen eine
Revision in demokratischer, ökologischer, föderalistischer und sozialer Hinsicht und
fordern Massnahmen, welche die Entwicklungen in Europa und die daraus
abzuleitenden Konsequenzen für die Schweiz mitberücksichtigen; eine derartige
Totalrevision würde nach Ansicht beider Parteien einen wesentlichen Schritt zur
Überwindung der gegenwärtigen Staatskrise bedeuten. In der Motion Nabholz (90.503)
geht es weniger um sachpolitische Ziele als um eine Verbesserung der
Innovationsfähigkeit des politischen Systems, wozu insbesondere eine Parlaments- und
Regierungsreform im Sinne der Vorschläge der Motion Rhinow (fdp, BL) (Mo. 90.435)
gehören würde. Die Motion Nabholz sowie jene der SP-Fraktion sehen einen
Verfassungsrat zur Ausarbeitung des Revisionsentwurfs vor; hierzu müsste in die
bestehende Verfassung zuerst ein entsprechender Artikel eingefügt werden. 1

MOTION
DATUM: 23.03.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Nationalrat wandelte drei Motionen – je eine der grünen und der
sozialdemokratischen Fraktion sowie eine der Freisinnigen Nabholz (ZH) –, welche den
Bundesrat aufforderten, die Totalrevision der Bundesverfassung zügig voranzutreiben,
auf Antrag des Bundesrates in Postulate um. 2

MOTION
DATUM: 19.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach der Ablehnung des EWR-Vertrages und den sich daraus ergebenden
Schwierigkeiten in bezug auf die politische Integration der Schweiz in ihr europäisches
Umfeld wurde der Ruf nach einer inneren Reform in der Gestalt einer Totalrevision der
Bundesverfassung wieder stärker. Die kleine Kammer überwies eine entsprechende
Motion von Josi Meier (cvp, LU), welche vom Bundesrat verlangt, eine Vorlage
auszuarbeiten, über welche das Parlament im Jubiläumsjahr abstimmen kann. In ihrer
Begründung machte sie klar, dass durch die politischen und wirtschaftlichen Umbrüche
in Europa und der Welt eine Revision nicht nur formeller, sondern auch materieller Art
notwendig sei. Die Schwierigkeit einer auch inhaltliche Ziele verfolgenden Revision
besteht laut den Staatsrechtlern Rhinow (fdp, BL) und Zimmerli (svp, BE) darin, den
politischen Willen zu dieser Totalrevision auszumachen sowie einen Konsens aller
politisch Verantwortlichen zu den Leitlinien der Revision zustandezubringen; Konflikte
um gewisse materielle Änderungen seien bereits vorprogrammiert. Neben dem
Haupttext sollten dem Parlament deshalb auch Varianten unterbreitet werden, in
welchen lediglich Reformen der politischen Institutionen vorgeschlagen werden. 3

MOTION
DATUM: 16.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Herbstsession nahm der Nationalrat die Beratung über die Motion des Ständerats
(Motion Josi Meier, cvp, LU) hinsichtlich einer Totalrevision der Bundesverfassung auf.
Von der zuständigen Kommission wurde der Vorstoss einstimmig zur Annahme
empfohlen. Im Plenum stellten sich auch alle stellungnehmenden Fraktionen hinter das
Begehren, bevor die Debatte aus Zeitgründen auf die Wintersession verschoben wurde.
Dort meldete Zbinden (sp, AG) Bedenken an: Ohne Klarheit in der zentralen Frage der
Stellung der Schweiz zur EU solle eine Verfassungsrevision nicht in Angriff genommen
werden; die jetzige Revision verbaue den Weg zu einer grundlegenden Veränderung.
Explizite Unterstützung erhielt Zbinden allerdings nur von der Freiheitspartei, wenn
auch aus anderen Gründen. Die übrigen Fraktionen unterstützten die Motion
grundsätzlich, wobei die Grünen für die Einsetzung eines Verfassungsrates plädierten.
Da sich zudem Bundesrat Koller für das Begehren aussprach, wurde die Motion des
Ständerats mit deutlicher Mehrheit überwiesen. 4

MOTION
DATUM: 16.12.1994
DIRK STROHMANN
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Nationale Identität

In der Antwort auf eine Motion Ruf (sd, BE), welche verlangte, die tägliche Ausstrahlung
der Nationalhymne in Radio, Fernsehen und Lokalradio einzuführen, verwies der
Bundesrat auf die verfassungsrechtlichen Gründe, aus denen das Anliegen nicht
berücksichtigt werden kann: laut Art. 55 bis Abs. 3 BV ist den Veranstaltern von Radio
und Fernsehen die Autonomie in der Programmgestaltung garantiert. Gemäss Guillaume
Chenevière, Direktor des welschen Fernsehens TSR, würde die tägliche Ausstrahlung
der Nationalhymne dem Programm den Anstrich eines Staatsfernsehens verleihen, was
nicht der Realität entspreche; Peter Schellenberg wies die Idee von sich, da die
Nationalhymne nicht den Platz eines "Hitparadenbestsellers" mit täglicher Ausstrahlung
verdiene. Mit 65 gegen 16 Stimmen wurde die Motion abgelehnt. Im Kanton Waadt
sprach sich der Grosse Rat für einen verstärkten Einbezug der Landeshymne in den
Schulunterricht aus, so dass die austretenden Schülerinnen und Schüler zumindest die
erste Strophe der Nationalhymne kennen sollten. 5

MOTION
DATUM: 03.03.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Ständerat überwies eine gemeinsame, auf der Basis eines Zwischenberichts
erarbeitete Motion der beiden Verständigungskommissionen, welche vom Bundesrat
verlangt, bei allen Beschlüssen der sprachlichen und regionalen Verständigung
innerhalb der Schweiz besondere Beachtung zu schenken. Verschiedene Redner
wiesen in ihren Erwägungen auf den verstorbenen Schriftsteller Dürrenmatt hin, der
schon vor Jahren festgestellt hatte, dass die deutsche und die französische Schweiz
längst nicht mehr miteinander, sondern nur gerade nebeneinander leben. 6

MOTION
DATUM: 14.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Aus der Überlegung heraus, dass die geplante Solidaritätsstiftung die Hürde der
Volksabstimmung nicht überspringen werde, wenn der Eindruck besteht, dass aus ihr
weitere Zahlungen an jüdische Organisationen in den USA geleistet werden sollen,
reichte Danioth (cvp, UR) im Ständerat eine Motion ein, welche Zweck, Organisation und
Finanzierung dieser Stiftung definiert. Die meisten Punkte dieses Vorstosses deckten
sich mit dem Vernehmlassungsentwurf und wurden als Postulat überwiesen. Gegen den
Willen des Bundesrates wurde aber derjenige Teil in zwingender Motionsform
überwiesen, welcher vorschreibt, dass die Fondsmittel nicht für Projekte im
Zusammenhang mit dem Holocaust und seinen Opfern verwendet werden dürfen. 7

MOTION
DATUM: 25.06.1998
HANS HIRTER

Die Berner Nationalrätin Kiener Nellen (sp) forderte mit einer vom Parlament noch nicht
behandelten Motion die Ersetzung des aus der Mitte des 19. Jahrhunderts stammenden
Textes der Landeshymne durch eine der heutigen Zeit entsprechende Version.
Insbesondere solle darin den in der neuen Verfassung deklarierten politischen Zielen
(z.B. Gleichberechtigung der Geschlechter) Rechnung getragen werden. Der Bundesrat
sprach sich gegen diesen Vorstoss aus, da „der momentan geltende Schweizerpsalm
trotz gewisser Mängel dank seiner Bekanntheit eine würdige Landeshymne für die
Schweiz“ sei, und es wohl unmöglich wäre, sich auf einen neuen Text zu einigen. 8

MOTION
DATUM: 08.03.2004
HANS HIRTER

Nationalrätin Kiener (sp, BE) zog ihre 2004 eingereichte Motion für eine neue
Nationalhymne mit einem leichter singbaren, weniger schwülstigen und inhaltlich an
die heutigen Lebensumstände angepassten Text zurück. Der Bundesrat hatte zwar die
Kritik an der gültigen Landeshymne (ein Kirchenlied aus dem Jahr 1841) weitgehend
geteilt. Da er es aber als hoffnungslos erachtete, Einigkeit in Bezug auf ein neues Lied
zu erzielen, hatte er Ablehnung der Motion beantragt. Die Öffentlichkeit interessierte
sich kaum für diese Debatte; obwohl in der Bevölkerung der Text der aktuellen Hymne
wenn überhaupt, so nur höchst unvollständig bekannt ist, scheint kein Bedürfnis für
eine Änderung vorhanden zu sein. 9

MOTION
DATUM: 22.03.2006
HANS HIRTER

Im November beantragte die Rechtskommission des Nationalrats der
Bundesversammlung ein Gesetz über die Rehabilitierung der schweizerischen Kämpfer
auf republikanischer Seite im 
Spanischen Bürgerkrieg von 1936-39. Von den rund 650 Bürgerkriegsteilnehmern
waren nach ihrer Rückkehr in die Schweiz über 400 zumeist wegen der Leistung von
Kriegsdienst in einer ausländischen Armee verurteilt worden. Diese Urteile wollte die
Kommission nun mit dem neuen Gesetz generell aufheben. Sie begründete ihr

MOTION
DATUM: 02.12.2008
HANS HIRTER

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Vorhaben damit, dass diese Personen die „auch für unser Staatswesen grundlegenden
Werte der Freiheit und Demokratie verteidigt“ haben. Ihre Verurteilungen seien zwar
nach dem damals und auch heute noch geltenden Strafrechtsartikel, welcher den
Dienst in fremden Heeren untersagt, juristisch korrekt gewesen. Ihr Kampf gegen den
Faschismus solle aber aus heutiger Sicht als historische Leistung gewürdigt und ihre
Verurteilung aufgehoben werden. Ein Anspruch auf irgendwelche
Entschädigungszahlungen ergebe sich daraus nicht und sei von den Betroffenen auch
nie erhoben worden. Die Aktivität der Rechtskommission des Nationalrats war durch
eine 2006 eingereichte parlamentarische Initiative Rechsteiner (sp, SG) ausgelöst
worden. Nahezu alle anderen westlichen Staaten haben ihre Spanienkämpfer schon seit
langem rehabilitiert. Die Kommission hatte dem Vorstoss gegen die Stimmen der SVP
Folge gegeben und die Rechtskommission des Ständerats hatte sich diesem Entscheid
im Frühjahr 2008 einstimmig angeschlossen. Bei der im Jahr 2002 erfolgten
Behandlung der Vorlage über die Rehabilitierung der Flüchtlingshelfer im zweiten
Weltkrieg war der Einbezug der Spanienkämpfer noch nicht mehrheitsfähig gewesen.
Der Bundesrat hatte gegen die Vorschläge der Rechtskommission nichts einzuwenden.
Als Erstrat befasste sich der Nationalrat in der Dezembersession damit. Das Gesetz
wurde von der SVP bekämpft, deren Sprecher Heer (ZH) argumentierte, dass diese
Personen zu Recht verurteilt worden seien und es kein ehrenhaftes Motiv gegeben
habe, sich für die Republikaner im Spanischen Bürgerkrieg zu engagieren. Der
Rückweisungsantrag wurde allerdings nur von einer Minderheit der SVP-Fraktion
unterstützt; die Mehrheit der SVP enthielt sich der Stimme oder befand sich im Moment
der Abstimmung nicht im Saal. Alle anderen Fraktionen befürworteten die
Rehabilitierung der Spanienkämpfer einhellig. 10

Relativ knapp, mit 93 zu 83 Stimmen, lehnte der Nationalrat eine Motion Estermann
(svp, LU) ab, die ihn gezwungen hätte, jeweils zur Sessionseröffnung die Nationalhymne
zu singen. Die erst seit einigen Jahren eingebürgerte Motionärin hatte sich von diesem
patriotischen Akt eine Stärkung des nationalen Zusammengehörigkeitsgefühls
versprochen. Mit dieser Ablehnung war die Sache aber nicht erledigt. Gleichentags
reichte die Sozialdemokratin Marra (VD) eine Motion ein, welche die instrumentale
Darbietung der Nationalhymne zu Beginn einer neuen Legislaturperiode (nach der
Vereidigungszeremonie des neugewählten Parlaments) fordert. In der Wintersession
hiess der Nationalrat diesen Vorstoss diskussions- und oppositionslos gut. 11

MOTION
DATUM: 11.12.2009
HANS HIRTER

Im März 2008 hatte Margret Kiener Nellen (sp, BE) einen erneuten Versuch gestartet,
die Landeshymne zu erneuern. Im Gegensatz zu ihrer ersten Motion, die sie im Jahr
2006 nach ablehnender Haltung des Bundesrates zurückgezogen hatte (Mo. 04.3046),
enthielt die aktuelle Forderung keine inhaltlichen Vorgaben an die neue Landeshymne
mehr; das neue Anliegen hätte den Bundesrat lediglich dazu aufgefordert, das BAK mit
der Organisation eines geeigneten Wettbewerbsverfahrens für eine neue Landeshymne
zu beauftragen. 
In seiner ablehnenden Antwort hatte der Bundesrat seine Bedenken dazu geäussert,
der Nationalhymne neuen Schwung zu verleihen. Erstens erachtete er es als schwierig,
die Melodie beizubehalten und lediglich den Text zu verändern, zweitens hätten die
Gesangskultur und der Chorgesang an Bedeutung verloren, weswegen oftmals nur noch
die Melodie der Landeshymne abgespielt werde. Drittens habe auch die Bedeutung der
identitätsstiftenden Symbole etwas abgenommen. Alles in allem war der Bundesrat zum
Schluss gekommen, dass es keinen Grund gäbe, die aktuelle Nationalhymne zu
verändern und dass diese nach wie vor die vielfältigen Erwartungen erfülle. 
In der Frühjahrssession 2010 wurde das Geschäft abgeschrieben, da es nicht innert
vorgesehener Frist abschliessend vom Parlament behandelt wurde. 12

MOTION
DATUM: 19.03.2010
MARLÈNE GERBER

Der Ständerat nahm als Zweitrat in der Herbstsession eine Motion Marra (sp, VD) an,
welche die instrumentale Darbietung der Nationalhymne zu Beginn einer neuen
Legislaturperiode fordert. Es wurde allerdings darauf hingewiesen, dass der Ständerat
keine Legislatur kenne. Die Regel soll deshalb für beide Kammern für die erste Sitzung
nach den Gesamterneuerungswahlen gelten. Der Nationalrat hatte sich bereits 2009 für
diese Motion ausgesprochen. 13

MOTION
DATUM: 14.09.2010
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Mit zwei in der Herbstsession 2010 eingereichten Motionen begann das politische
Engagement von Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) für die Abschaffung der
Zeitumstellung. Die Motionen verlangten vom Bundesrat zum einen die Abschaffung der
Sommerzeit mittels der Streichung von Artikel 2 des Zeitgesetzes (Mo. 10.3674) und zum
anderen, dass dieser sich «international dafür einzusetzen» habe, «dass die
Sommerzeit abgeschafft wird» (Mo. 10.3675).

Estermann argumentierte, durch die Zeitumstellung entstünden nicht nur
wirtschaftliche Kosten, auch die Umwelt profitiere nicht in erhofftem Masse von der
Umstellung, weil dadurch wider Erwarten gar keine Energie eingespart werde. Für
Firmen mit Schichtbetrieb, den öffentlichen Verkehr oder die Informatik sei die
Umstellung ferner eine unnötige Belastung. Nicht zuletzt seien medizinische Bedenken
anzubringen: Die innere Uhr des Menschen werde durch den ständigen Wechsel von
der Sommer- zur Winterzeit und umgekehrt aus der Balance gebracht, was zu Stress,
Leistungseinbrüchen, Müdigkeit und schliesslich gar zu einem erhöhten
Herzinfarktrisiko führen könnte.
Der Bundesrat argumentierte in seiner Stellungnnahme, die Sommerzeit sei 1981 in der
Schweiz nicht eingeführt worden, «um Energie zu sparen, sondern um eine
Übereinstimmung der Zeitregelung unseres Landes mit derjenigen benachbarter Länder
erreichen zu können.» Der Zustand einer «Zeitinsel» von 1980 habe zu erheblichen
volkswirtschaftlichen Einbussen und «verkehrsorganisatorischen» Schwierigkeiten
gegenüber den Nachbarstaaten geführt. Ein erneuter Alleingang würde sich also nicht
lohnen und laut EU-Kommission habe in der EU «kein Mitgliedstaat [...] Absicht
geäussert, die Sommerzeit abzuschaffen oder die Bestimmungen der geltenden
Richtlinie zu ändern». Zudem gebe es keine internationale Kommission, an die man sich
wenden könnte, um eine Abschaffung der Sommerzeit zu diskutieren. Über die
gesundheitlichen Folgen der Zeitumstellung, so der Bundesrat weiter, gebe es sowohl
Studien, welche die zusätzliche Belastung für den menschlichen Körper hervorgehoben
haben, als auch solche, welche positive Effekte des Vor- oder Zurückstellens der Uhren
hervorhoben. Aus diesen Gründen beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motionen. 14

MOTION
DATUM: 03.11.2010
CHRISTIAN GSTEIGER

Zum ersten Mal wurde zu Beginn der neuen Legislaturperiode im National- und
Ständeratssaal die Nationalhymne intoniert. Nach der Vereidigung (117 Nationalrätinnen
und Nationalräte) bzw. dem Gelübde (83 Mitglieder des Nationalrats) wurde der
Schweizerpsalm von der Sopranistin Noëmi Nadelmann vorgetragen. Die erstmalige
Darbietung geht auf eine Motion Marra (sp, VD) zurück, die gefordert hatte, dass die
Nationalhymne nach jeder Gesamterneuerungswahl vorgetragen werden soll. 15

MOTION
DATUM: 05.12.2011
MARC BÜHLMANN

Im Oktober 2012 präsentierte Bundesrätin Simonetta Sommaruga im Nationalrat die
Stellungnahme des Bundesrates zu den beiden Motionen Yvette Estermanns (svp, LU)
und empfahl damit dem Parlament die Ablehnung der Anliegen zur Abschaffung der
Sommerzeit. Als Erstrat stimmte der Nationalrat mit 145 zu 23 Stimmen gegen eine
Streichung von Artikel 2 des Zeitgesetzes (Mo. 10.3674). Etwas mehr Stimmen, aber
immer noch deutlich zu wenig, gab es für Estermanns zweites Anliegen (Mo. 10.3675),
wonach sich die Schweiz international für die Abschaffung der Sommerzeit einzusetzen
gehabt hätte: Mit 135 zu 35 Stimmen folgte auch hier der Nationalrat der Empfehlung
des Bundesrates und lehnte die Motion ab. 16

MOTION
DATUM: 10.09.2012
CHRISTIAN GSTEIGER

Mit zwei Vorstössen wollte sich die Ratsrechte als Hüterin von Schweizer Symbolik
profilieren. Anlass war eine Aktion von Unbekannten aus dem Antifaschistischen
Netzwerk Genf, die vor dem 1. August auf wilden Plakaten, auf denen mit dem Schweizer
Kreuz bedruckte WC-Rollen abgedruckt waren, dazu aufforderten, den Nationalismus
die Toilette runter zu spülen. Dies veranlasste die Genfer SVP-Präsidentin und
Nationalrätin Amaudruz (svp, GE) zu einer bürgerlich breit abgestützten Motion, die die
strafrechtliche Verfolgung bei Herabwürdigung der Schweizer Fahne verlangt. Bereits
im Juni hatte Quadri (lega, TI) eine Motion eingereicht, die fordert, dass eine
ausländische Flagge nur dann gehisst werden darf, wenn daneben eine mindestens
gleich grosse Schweizer Fahne hängt. Der Bundesrat lehnte beide Motionen mit Verweis
auf die Meinungs- und Meinungsäusserungsfreiheit ab. Beide Vorstösse wurden im
Berichtjahr noch nicht behandelt. 17

MOTION
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Während die Motion Quadri (lega, TI), welche das Hissen einer ausländischen Flagge nur
dann gestatten wollte, wenn gleichzeitig eine gleich grosse Schweizer Fahne
aufgezogen wird, abgeschrieben wurde, lag die Motion Amaudruz (svp, GE) noch auf der
langen Bank. Letztere verlangt die strafrechtliche Verfolgung bei Herabwürdigung der
eidgenössischen Flagge und ist bürgerlich breit abgestützt, wird aber – wie bereits die
Motion Quadri – vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen. 18

MOTION
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die Schweizer Flagge war in der Sommersession 2014 Thema im Nationalrat. Die Motion
Amaudruz (svp, GE) hätte eine strafrechtliche Verfolgung bei Herabwürdigung der
Schweizer Fahne oder kantonaler Flaggen verlangt. Die Motionärin machte geltend,
dass extremistische Splittergruppen die Schweizer Fahne verunglimpften oder gar
verbrannten. In der Ratsdebatte machte Bundesrätin Sommaruga deutlich, dass der
Bundesrat das Ansinnen für übertrieben halte, weil das Beschädigen oder
Verunglimpfen von offiziell angebrachten Hoheitszeichen bereits unter Strafe stehe.
Das – straffreie – Verunglimpfen von Fahnen in Privatbesitz käme sehr selten vor und
könne durchaus auch als Protest gegen den Staat aufgefasst werden, was im Hinblick
auf die Meinungsfreiheit erwünscht sei. Der Grüne Christian van Singer (gp, VD) konnte
sich die Frage nicht verkneifen, ob die Motionärin auch die Verwendung des Schweizer
Kreuzes bei SVP-Inseratekampagnen unter Strafe stellen würde. Der Rat entschied sich
mit 102 zu 60 Stimmen gegen den Vorstoss. Die Unterstützung kam dabei von der
geschlossenen SVP-Fraktion; vereinzelte Stimmen erhielt das Ansinnen allerdings auch
aus der CVP (3 Stimmen), der FDP (5 Stimmen) und der BDP (5 Stimmen). 19

MOTION
DATUM: 12.06.2014
MARC BÜHLMANN

Unterstützung zum Thema Schweizer Fahne fand eine Motion Estermann (svp, LU), die
eine dauerhafte Beflaggung des Bundeshauses verlangt. Der Charakter des
Bundeshauses – das von einigen Touristen für eine Kirche gehalten werde – als Sitz der
Volksvertretung solle so verdeutlicht werden. Bisher wurde die Schweizer Fahne
lediglich anlässlich der Sessionen gehisst. Der Bundesrat empfahl die Motion zur
Annahme und sprach sich für eine Abstufung aus: eine dauerhafte Beflaggung der
beiden südlichen Kuppeln und wie bis anhin das Hissen der Schweizerfahne über dem
Haupteingang während der Sessionen. Der Nationalrat überwies den Vorstoss
stillschweigend an den Ständerat, der darüber 2014 noch nicht befand. Beflügelt durch
den Teilerfolg reichte Estermann eine Interpellation ein, um vom Bundesrat zu
erfahren, was er von einer Aufwertung der Staatssymbole halte, etwa durch die
Beflaggung von öffentlichen Gebäuden – insbesondere Schulen. Hier sah die Regierung
allerdings keinen Handlungsbedarf. 20

MOTION
DATUM: 13.06.2014
MARC BÜHLMANN

2014 wurde von der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) der
Wettbewerb um eine neue Nationalhymne eröffnet. Bis zur Ende Juni ablaufenden
Einreichefrist gingen mehr als 200 mehrheitlich deutsch- (129) und
französischsprachige (60) Vorschläge für einen neuen Schweizerpsalm ein. Auch zehn
rätoromanische und sieben italienische Texte fanden sich unter den Vorschlägen. Das
Wettbewerbsreglement verlangt, dass sich der Text in einer der vier Landessprachen an
der Präambel der Bundesverfassung orientiert sowie die Begriffe Freiheit, Solidarität
und Demokratie beinhaltet. Melodisch kann die Eingabe an den alten Psalm angelehnt
werden oder eine Neukomposition vorschlagen. Die Intention der SGG war laut dem
SGG-Präsidenten Jean-Daniel Gerber insbesondere, die Nationalhymne mit einem
weniger sperrigen und inhaltlich moderneren Text aufzufrischen. Eine Jury aus
Kulturschaffenden, Journalisten und Sportfunktionären aus allen Landesteilen wählte
bis Ende Jahr sieben Beiträge aus, die in der Folge in alle Landessprachen übersetzt
und von einem professionellen Chor intoniert werden sollen. Im Frühling 2015 sollen
vom Publikum drei Finalisten gekürt werden, von denen im Sommer 2015 der
Siegerbeitrag bestimmt werden soll. Das Ansinnen stiess allerdings vor allem auf
nationalkonservativer Seite auf Widerstand. Neben Protestvoten der AUNS und
zahlreichen Schmähbriefen an die Adresse der SGG wurde mit Peter Keller (svp, NW)
auch ein SVP-Bundesparlamentarier aktiv. Bereits 2013 hatte Keller eine Interpellation
eingereicht, mit der er den Bundesrat anfragte, wie dieser die Kritik am Schweizerpsalm
beurteile und was er zu tun gedenke, wenn ihm die SGG einen Vorschlag unterbreite.
Der Bundesrat wies in seiner Antwort darauf hin, dass die Nationalhymne seit ihrer
Einführung umstritten sei und das Vorgehen der SGG nicht zu beanstanden sei, da es
sich lediglich um einen Vorschlag handle. Keller erklärte sich nicht befriedigt und
reichte eine 2014 noch nicht behandelte Motion ein (Mo. 14.3336), mit der der
Bundesrat aufgefordert wird, der „dümmlichen Casting-Show“ Einhalt zu gebieten und

MOTION
DATUM: 31.07.2014
MARC BÜHLMANN
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eine allfällige neue Hymne dem Parlament als referendumsfähigen Beschluss
vorzulegen. Die Exekutive empfahl die Motion zur Ablehnung und betonte, dass sie eine
neue Hymne nicht in eigener Kompetenz und ohne Konsultation der Räte beschliesse.
Ende Jahr doppelte Yvette Estermann (svp, LU), Fraktionskollegin von Keller, mit einer
Motion nach, mit welcher der Schweizerpsalm als Staatssymbol geschützt werden soll
(Mo. 14.4244). Die Landeshymne sei als wichtiges Symbol zu bewahren und dürfe nicht
nach Belieben verändert werden. Die Antwort des Bundesrates auf die Motion stand
Ende 2014 noch aus. Kurz vor dem 1. August veröffentlichte die Luzerner CVP-
Kantonalsektion ein Manifest, in welchem der Bundesrat zur Beibehaltung der
Landeshymne aufgerufen wird. Das Manifest wurde in der Folge von allen
Innerschweizer CVP-Sektionen unterstützt und in eine Resolution umgewandelt, in
welcher die Landesregierung aufgefordert wird, sämtliche Aktivitäten für eine neue
Hymne zu beenden. 21

Die SP will 2015 dem sich zum 70sten Mal jährenden Ende des Zweiten Weltkriegs
gedenken. Eine Motion Jacqueline Fehr (sp, ZH) fordert den Bundesrat auf, Gedenk-
und Dankesfeiern zu koordinieren und zu unterstützen. Die Motionärin macht geltend,
dass erst durch die von den Alliierten erbrachten Opfer ein friedliches Europa möglich
geworden sei. Die Schweiz habe bis heute den Opfern nie offiziell gedacht. Der
Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme; er begrüsse Gedenkfeiern. Die Regierung
verwies auf mögliche, durch den Europarat koordinierte Festakte, die sie zu
unterstützen gedenke. Die Mitwirkung bei anderen, noch nicht bekannten nationalen
oder internationalen Festakten sei zu prüfen. Die Motion wurde dann allerdings von
Mörgeli (svp, ZH) bekämpft, was ihre stillschweigende Annahme verhinderte und die
Debatte verschob. 22

MOTION
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

In seiner Antwort auf die Motion Estermann (svp, LU; Mo. 14.4244), die als Reaktion auf
den von der SGG gestarteten Wettbewerb um eine neue Nationalhymne den Schutz der
bestehenden Nationalhymne verlangt, machte der Bundesrat deutlich, dass er dies für
übertrieben halte. Ein gesetzlicher Schutz sei auch deshalb nicht nötig, weil die aktuelle
Hymne sehr beliebt sei und eine Neuschöpfung nur schwerlich auf Akzeptanz stossen
würde. Eine Nationalhymne könne auch nicht einfach so verfügt, sondern müsse von
der Bevölkerung geschätzt werden. Dies zeige nicht zuletzt auch die Geschichte des
aktuellen Schweizerpsalms, der 1961 provisorisch anerkannt und erst 1981 offiziell zur
Landeshymne der Eidgenossenschaft erklärt worden sei. 23

MOTION
DATUM: 11.02.2015
MARC BÜHLMANN

Ein von der offiziellen Schweiz organisierter Gedenkakt zum Ende des Zweiten
Weltkrieges fand 2015 nicht statt. Im Vorjahr hätte eine Motion von Jacqueline Fehr (sp,
ZH) genau dies gefordert, um all jenen zu danken, die den Nationalsozialismus und
Faschismus besiegt hatten. Der Bundesrat hatte zwar die Prüfung einer Beteiligung an
einem möglichen nationalen oder internationalen Festakt in Aussicht gestellt und in
diesem Sinne die Motion zur Annahme empfohlen, die Debatte im Nationalrat wurde
jedoch verschoben bzw. die stillschweigende Überweisung verhindert, weil Christoph
Mörgeli (svp, ZH) den Vorschlag bekämpfte. In der Wintersession 2015 wurde der Antrag
dann schliesslich abgeschrieben, weil Jacqueline Fehr in der Zwischenzeit aus dem Rat
ausgeschieden war. Der Vorschlag der im Frühling in den Zürcher Regierungsrat
gewählten Sozialdemokratin war auch als Versuch gewertet worden, die 2015 stark von
historischen Ereignissen geprägte Diskussion um das Schweizer Geschichtsverständnis
auch auf neuere Ereignisse zu lenken. 24

MOTION
DATUM: 08.05.2015
MARC BÜHLMANN

Nachdem die Motion Estermann (svp, LU) in der Sommersession 2014 vom Nationalrat
stillschweigend angenommen worden war, hiess auch die kleine Kammer das Anliegen
ein gutes Jahr später ohne Diskussion gut. Das vorberatende Büro befand es als
sinnvoll, den besonderen Charakter des Bundeshauses hervorzuheben und unterstützte
auch die Idee des Bundesrates, die Beflaggung während und zwischen den Sessionen
unterschiedlich zu handhaben. Die Schweizer Fahne wird also künftig nicht nur
während der Sessionen über dem Haupteingang, sondern zusätzlich und dauerhaft auch
auf den beiden Südkuppeln gehisst. 25

MOTION
DATUM: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN
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Die bereits 2013 eingereichte Motion Markwalder (fdp, BE), die eine
öffentlichkeitswirksame Feier zum 40-jährigen Jubiläum der Mitgliedschaft der Schweiz
zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) gefordert hatte, wurde Ende
September abgeschrieben. Der Bundesrat hatte zwar bereits Ende 2013 die Annahme
der Motion beantrag; das Anliegen war aber von Pirmin Schwander (svp, SZ) bekämpft
worden, was die stillschweigende Annahme verhinderte und letztlich auch die Planung
einer entsprechenden Jubiläumsfeier und somit die Motion obsolet machte. 26

MOTION
DATUM: 25.09.2015
MARC BÜHLMANN

Die Motion Keller (svp, NW; 14.3336), die festschreiben will, dass die Einführung einer
allfälligen neuen Nationalhymne von einem referendumsfähigen Entscheid des
Parlaments abhängig sein muss, wurde in der Sommersession 2016 behandelt.
Bundesrat Alain Berset hob die Bedeutung der Nationalhymne hervor, machte aber
deutlich, dass die Motion überflüssig sei, da eine Einführung einer neuen Hymne gar
nicht zur Debatte stehe und der Bundesrat auch keine Initiative für die Reform
vorhabe. Wenn dies so wäre, würde das Parlament selbstverständlich angehört. Mit
einer knappen Mehrheit von 93 zu 87 Stimmen bei drei Enthaltungen folgte die
Nationalratsmehrheit dem Votum des Bundesrates und versenkte das Anliegen. 27

MOTION
DATUM: 16.06.2016
MARC BÜHLMANN

Après la controverse provoquée cet été 2016 par la proposition de nouvel hymne
national par la SSUP et après que le Conseil national a refusé la motion Keller
demandant de soumettre toute modification de l'actuel cantique suisse au parlement
avec possibilité d'attaquer sa décision par voie référendaire (Mo. 14.3336), la chambre
basse débattait à nouveau sur cette thématique. La motion Estermann (svp, LU; Mo.
14.4244) - déposée en réaction au concours organisé par la SSUP pour créer un nouvel
hymne national - intitulée Il faut sauver le "Cantique suisse"! demande à ce que celui-
ci soit protégé par le biais d'une base légale. Le Conseil fédéral, dans sa réponse,
appelle les députés à rejeter la motion, arguant qu'au vu du soutien populaire dont
l'actuel hymne jouit, il ne sert à rien de le protéger avec une loi. De plus, le Conseil
fédéral, par la voix du conseiller fédéral Alain Berset a voulu rassurer l'assemblée en
garantissant le fait qu'au cas où un changement serait à l'ordre du jour, les
parlementaires seraient amenés à se prononcer. Une majorité du Conseil national s'est
rangée derrière l'avis du Conseil fédéral et rejette par 107 contre 80 et 4 abstentions
cette motion. 28

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KAREL ZIEHLI

Nationalrat Buttet (cvp, VS), der der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft
(SGG) in einer Motion parteiisches Verhalten im Rahmen des Mandats zur Verwaltung
der Rütliwiese vorgeworfen hatte, musste vor Bundesrat und Parlament eine Niederlage
einstecken. Nachdem der Bundesrat in seiner Antwort vom November 2016 davon
ausgegangen war, dass der Grund der Forderung mit den Bemühungen der SGG um eine
neue Nationalhymne zusammenhänge, führte er aus, dass er keine rechtlichen oder
sachlichen Verbindungen zwischen diesen beiden Tätigkeiten feststelle und es keine
Hinweise gäbe, dass die SGG ihre Verpflichtungen bei der Verwaltung des Rütli nicht
erfüllt hätte. Der Nationalrat teilte diese Ansicht mehrheitlich mit 92 zu 82 Stimmen bei
3 Enthaltungen und lehnte das Anliegen in der Frühjahrssession 2017 ab. Für Annahme
der Motion sprachen sich die SVP-Fraktion sowie eine Grossmehrheit der CVP-Fraktion
aus. 29

MOTION
DATUM: 16.03.2017
MARLÈNE GERBER

Nach dem gescheiterten Vorstoss von Nationalrätin und Parteikollegin Yvette Estermann
(svp, LU; Mo. 08.3071) startete Andreas Glarner (svp, AG) Ende 2017 mit Einreichen einer
Motion einen erneuten Versuch, das Singen der Nationalhymne zu Sessionsbeginn zu
etablieren. Mit Verweis auf die besagte Motion Estermann sowie auf die erfolgreiche
Motion Marra (sp, VD; Mo. 09.3946), mit der die Nationalhymne bei der Eröffnung einer
neuen Legislaturperiode etabliert worden war, beantragte das Büro die Motion Glarner
zur Ablehnung. Der Nationalrat kam diesem Antrag in der Sommersession 2018 nach
und versenkte das Anliegen mit 115 zu 64 Stimmen bei 2 Enthaltungen. 30

MOTION
DATUM: 28.05.2018
MARLÈNE GERBER
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Mit der Motion «Schluss mit der Zeitumstellung!» forderte Nationalrätin Yvette
Estermann (svp, LU) den Bundesrat 2016, wie bereits in zwei ähnlichen Motionen von
2010, erneut dazu auf, «Artikel 2 des Zeitgesetzes ersatzlos zu streichen», damit
zukünftig auf die Sommerzeitumstellung verzichtet würde. Anders als 2010 fügte
Estermann diesmal keine gesundheitlichen Begründungen an, denn die seien
unterdessen «allgemein bekannt». Stattdessen betonte sie, dass 1981 der Bundesrat die
Zeitumstellung eingeführt habe, obwohl sich die Bevölkerung 1978 in einer
Volksabstimmung eigentlich dagegen ausgesprochen hatte. Die Schweiz sah sich damals
gezwungen nachzuziehen und sich dem umliegenden Europa anzupassen, wenn sie
keine «Zeitinsel» mehr bilden wollte. Nun hätte sich aber die Situation verändert,
meinte Estermann: Nicht nur in der Schweiz sei die Bevölkerung unzufrieden über die
Zeitumstellung, auch in zahlreichen europäischen Ländern diskutierte man darüber, die
Zeitumstellung wieder abzuschaffen, oder habe man sich bereits für eine dauerhafte
Beibehaltung der Sommer- respektive Winterzeit entschieden. Das Argument der
«Zeitinsel» sei nicht mehr stichhaltig.
Im Februar 2017 schilderte der Bundesrat in einer Stellungnahme, die Entscheidung von
1981 habe man aufgrund der wegen der nicht angepassten Zeitregelung entstandenen
wirtschaftlichen Nachteile gefällt, um «Zusatzkosten für die Schweizer Wirtschaft»
abzuwenden. Das Jahr 1980 nämlich, als die Schweiz ihre Zeit nicht den Nachbarländern
angepasst hatte, habe gezeigt, dass nicht nur wirtschaftliche, sondern auch
gesellschaftliche und kommunikative Nachteile entstanden seien. Nach der Einführung
der Zeitumstellung 1981 sei ferner kein Referendum ergriffen worden und für eine 1982
gestartete Volksinitiative sei die benötigte Anzahl Unterschriften nicht
zusammengekommen. Dass Estermanns Motionen von 2010 im Nationalrat gescheitert
waren, sah der Bundesrat als zusätzliche Begründung, die erneute Ablehnung der
Motion zu beantragen. Er behielt sich aber vor, «im Falle der Annahme der Motion im
Erstrat einen Abänderungsantrag im Zweitrat zu stellen», welcher vorsehen würde, die
Abschaffung der Zeitumstellung auf den Zeitpunkt festzulegen, «an dem die Mehrheit
der die Schweiz umgebenden Länder die Zeitumstellung abschafft». Dazu kam es
allerdings nicht: Im Dezember 2018 wurde die Motion aufgrund Nichtbehandlung nach
zwei Jahren abgeschrieben. 31

MOTION
DATUM: 14.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Landes- und Weltausstellungen

Die Umweltschutzorganisationen verstärkten ihre Bemühungen, die Expo-Leitung dazu
zu bringen, auf den Einsatz der sogenannten Iris-Schnellboote, welche für letztere als
Symbol der Verbindung zwischen den vier Ausstellungsplätzen gelten, zu verzichten. Sie
begründeten ihre Forderung nicht nur mit umweltschutzpolitischen Argumenten,
sondern gaben auch zu bedenken, dass die Boote nur einen kleinen Beitrag zum
Transport der Besucher zwischen den verschiedenen Ausstellungsorten leisten könnten
und diese hochsubventionierten Boote zudem die konventionelle Schiffahrt unfair
konkurrenzieren würden. Im Nationalrat verlangte eine Motion Baumann (gp, BE) mit
denselben Argumenten, diesen Booten die Konzession zu verweigern. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, die Einwände zu überprüfen und deshalb den Vorstoss in
Postulatsform anzunehmen. Da er aber von Schmid (svp, BE) bekämpft wurde, schob
das Parlament seinen Entscheid darüber auf. Die Demarchen blieben zuerst erfolglos.
Ende Juli erteilte das Bundesamt für Verkehr mit gewissen Auflagen in bezug auf
Umweltschutz und Sicherheit die Konzession für 15 Boote. Nachdem die
Umweltschützer diesen Entscheid mit einer Beschwerde angefochten hatten, lenkte die
Expo-Leitung ein. Sie beschloss, die grossen Iris-Boote nur noch auf dem
Neuenburgersee, hingegen nicht mehr auf dem Bieler- und Murtensee zirkulieren zu
lassen. 32

MOTION
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER

Die Motion Baumann (gp, BE) für eine Verweigerung der Konzession für die Iris-
Schnellboote, die 1998 bekämpft und deren Behandlung deshalb verschoben worden
war, wurde, nachdem sich in der Zwischenzeit eine Einigung zwischen Umweltschützern
und Expo-Leitung ergeben hatte, vom Nationalrat in ein Postulat umgewandelt. Im Zuge
der Sparmassnahmen der Expo-Leitung wurde zudem die Bedeutung der Iris-Boote als
Transportmittel zwischen den vier Ausstellungsorten stark eingeschränkt. Waren
ursprünglich noch 20 Boote vorgesehen, blieben nun noch sechs (2 à 400 und 4 à 200
Plätze), welche die konventionelle Schifffahrt auf den drei Seen unterstützen sollen. 33

MOTION
DATUM: 16.06.2000
HANS HIRTER
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Die Weltausstellung, die 2015 in Mailand stattfinden wird, war Anlass für zwei von den
Räten im Berichtsjahr überwiesene Motionen. Sowohl die Motion de Buman (cvp, FR) als
auch die Motion Schibli (svp, ZH) beauftragen den Bundesrat, der Schweiz einen
prominenten Auftritt zu garantieren. Während die Motion de Buman auf eine
Hervorhebung des öffentlichen Verkehrs und des Tourismus abzielt, will die Motion
Schibli vor allem der Landwirtschaft eine Plattform bieten. Beide Motionen wurden vom
Bundesrat unterstützt und beide stiessen im Parlament auf keinen Widerstand. Der
Ständerat ergänzte die von der grossen Kammer bereits 2011 angenommene Motion
Schibli gar noch mit der Forderung, dass auch das Zusammenspiel von Landwirtschaft
und Tourismus aufgezeigt werden solle. Diese Ergänzung wurde vom Nationalrat
diskussionslos angenommen. Insgesamt bewilligten die Räte jeweils einstimmig einen
Verpflichtungskredit für das Projekt „Confooderatio Helvetica“ über 23,1 Mio. CHF.
Mindestens 8 Mio. CHF davon sollen mittels Sponsoring aufgebracht werden. 34

MOTION
DATUM: 19.09.2012
MARC BÜHLMANN

Staatsjubiläen

Quelques jours après la sortie du film "L'ordre Divin" de Petra Volpe (ayant pour titre
original "Die göttliche Ordnung") relatant le combat mené par les féministes suisses
dans les années 70 pour obtenir le droit de vote sur le plan fédéral, le Conseil national
discutait de la motion Trede intitulée Jour férié national pour célébrer l'instauration
du droit de vote des femmes. Celle-ci, défendue par Lisa Mazzone (verts, GE) – Aline
Trede (verts, BE) ne faisant plus parti de l'hémicycle – demande à ce que le 16 mars soit
déclaré jour férié. La députée Mazzone argumente sa demande en rappelant
l'importance que l'introduction du droit de vote des femmes a eu pour la démocratie
Suisse, une démocratie qui n'en était pas vraiment une avant ce 26 mars 1971 selon elle,
les citoyennes ne pouvant pas y prendre part. Elle souligne également que la Suisse fait
partie des pays en Europe où les gens travaillent le plus, rendant l'instauration d'un
nouveau jour férié plus défendable. Finalement, cela serait, selon la députée Mazzone,
un moyen d'honorer tout le travail bénévole effectué majoritairement par les femmes
dans ce pays. Un jour férié en l'honneur des femmes serait donc également un moyen
de montrer notre reconnaissance de ce travail offert à la collectivité. 
La conseillère fédérale Simonetta Sommaruga, bien que reconnaissant que la
démocratie n'en était pas vraiment une avant cette date, recommande à l'assemblée de
rejeter la motion Trede pour des raisons d'ordre économique. Elle estime, de plus, qu'il
est tout à fait possible de célébrer cette date sans nécessairement en faire un jour
férié. 
Le Conseil national, suivant l'avis de la cheffe du département fédéral de justice et
police, rejette la motion par 127 voix contre 48 et 5 abstentions. 35

MOTION
DATUM: 15.03.2017
KAREL ZIEHLI

Image der Schweiz im Ausland

Nach Ansicht des Nationalrats soll die Koordinationskommission für die Präsenz der
Schweiz im Ausland (Koko) mit einem Leistungsauftrag versehen werden, der ihr
Schwerpunktaktionen in bestimmten Ländern erlaubt. Wenn nötig soll für solche
Aktionen ihr Sekretariat finanziell und personell aufgestockt werden. Nachdem der
Bundesrat erklärt hatte, dass eine Überprüfung der Aufgaben der Koko im Dezember
1997 in Gang gesetzt worden sei, überwies der Rat eine entsprechende Motion seiner
Aussenpolitischen Kommission lediglich in Postulatsform. Der Bundesrat gab zu
Jahresbeginn in seiner Antwort auf eine Einfache Anfrage Ziegler (sp, GE) bekannt, dass
er beschlossen habe, die Aufträge an zwei US-amerikanische PR- resp. Lobbying-
Firmen, welche auf Ende 1997 resp. 15. Mai 1998 terminiert waren, für ein weiteres Jahr
fortzuführen. Auf Ende April löste er den Vertrag mit der PR-Agentur allerdings mit
sofortiger Wirkung auf, nachdem bekannt geworden war, dass diese die „Jewish
Agency“ bei der Einreichung von weiteren Sammelklagen gegen Schweizer Banken
unterstützen werde. 36

MOTION
DATUM: 20.03.1998
HANS HIRTER

Um die Bedeutung der Stadt Genf für die schweizerische Aussenpolitik hervorzuheben,
hiessen beide Räte im Frühjahr 2014 eine Motion Barthassat (cvp, GE) einstimmig gut,
die einen „Schweizer Tag des internationalen Genf“ forderte. Die Motion war nach dem
Ausscheiden von Barthassat durch dessen Nachfolger Guillaume Barazzone (cvp, GE)
übernommen worden. Tatsächlich geriet Genf als wichtiger Verhandlungsort auch 2014
einige Male in die Schlagzeilen. Insbesondere die Syrien-Konferenz, aber auch der
OSZE-Vorsitz der Schweiz zeigten die Wichtigkeit des Schweizer UNO-Sitzes. Der

MOTION
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN
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Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt und in seiner Stellungnahme eine
Botschaft angekündigt, die noch im Laufe des Jahres unterbreitet werden sollte. Darin
würden auch die Modalitäten der Umsetzung eines solchen Schweizer Tages festgelegt
werden. 37

Mit der nationalrätlichen Annahme des Vorschlages des Bundesrates zu einem
Bundesbeschluss über die Massnahmen zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat
2016-2019 wurde die Motion Barthassat (cvp, GE) abgeschrieben, die einen Schweizer
Tag des internationalen Genf gefordert hatte. Die vorgelegte neue Strategie zur
Förderung der Attraktivität der Schweiz soll insbesondere die Rolle von Genf als
wichtigem Standort für die internationale Politik festigen, und damit die in- und
ausländische Öffentlichkeit für die Bedeutung der Stadt sensibilisieren. Der Bundesrat
machte in seiner Botschaft geltend, dass damit auch die Forderung der von Guillaume
Barazzone übernommenen Motion Barthassat erfüllt sei. 38

MOTION
DATUM: 09.03.2015
MARC BÜHLMANN

Stimmung in der Bevölkerung

Unter dem Eindruck der teilweise gehässigen Diskussion über den Zweiten Weltkrieg
standen auch drei vom Nationalrat als Postulate überwiesene Vorstösse. Bühlmann (gp,
LU) verlangte mit zwei Motionen die Einrichtung eines Lehrstuhls für die Erforschung
von Antisemitismus und Rassismus an der ETH resp. mehr Bundesgelder für die an der
ETH angesiedelte Stiftung Jüdische Zeitgeschichte. Hochreutener (cvp, BE) lud den
Bundesrat ein, ein Museum oder eine Gedenkstätte gegen das Vergessen des Holocaust
und anderer schrecklicher Menschenrechtsverletzungen zu errichten. In seiner Antwort
auf eine Interpellation Ruffy (sp, VD) führte der Bundesrat aus, dass der Bund bereits
jetzt verschiedene Projekte unterstütze, welche schriftliche und audiovisuelle
Dokumente über den Holocaust und die Politik der Schweiz während dieser Zeit
zusammenstellen und einer breiten Öffentlichkeit bekanntmachen; ob aber eine
spezielle Gedenkstätte errichtet werden soll, müsse später abgeklärt werden. 39

MOTION
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER
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